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Quo vadis, Meldeverfahren?

Themenschwerpunkt

Schon heute ist erkennbar, dass
die Dynamik im Modernisierungs-
und Automatisierungsprozess der
Meldeverfahren zwischen Wirt-
schaft und Verwaltung in den
nächsten Jahren erheblich zuneh-
men wird. Nicht nur, dass sich die
Anzahl der Meldeverfahren erhöht,
auch die Qualität des Zusammen-
spiels erreicht ein neues, deutlich
höheres Niveau.

Der reine Datenaustausch ist inzwi-
schen in mehreren Verfahren rea-
lisiert. Weitere Effizienzgewinne
für Unternehmen und Empfänger
der Daten sind durch organisati-
onsübergreifende Prozessgestal-
tungen erreichbar. Prozesse wer-
den also zukünftig nicht mehr nur
organisationsintern modelliert,
sondern gesamtheitliche Prozess-
ketten rücken ins Zentrum der Ver-

fahrensgestaltung. Dafür sind er-
weiterte Kommunikationsbezie-
hungen zwischen den Übertra-
gungsparteien notwendig.

Das Ende der
Einbahnstraßen

Bildlich gesprochen ist das Ende
der „Einbahnstraße Arbeitgeber =>
Annahmestelle“ gekommen, sie
muss durch eine in beide Richtun-
gen befahrbare Schnellstraße ab-
gelöst werden. Dies gilt auch im
Bereich der Sozialversicherungen.
Entgeltersatzleistungen, Sofort-
meldungen, Zahlstellenverfahren
und elektronische Entgeltnachwei-
se (ELENA-Verfahren) sind einige
der neuen elektronischen Verfah-
ren, die Arbeitgeber bis 2011 ver-
pflichtend bedienen müssen.

Nicht nur der Umfang dieser Au-
tomatisierungsprozesse ist be-
trächtlich, auch die an die neuen
Verfahren gestellten Anforderun-
gen sind für alle Beteiligten eine
große Herausforderung. Haupt-
grund für den Qualitätssprung sind
die datenschutzgerechten, auto-
matisierten Rückmeldungen, die
der Arbeitgeber je nach Typ ganz
unterschiedlich behandeln muss.
Neben Fehlermeldungen (Typ
„Fehler“) werden neu vergebene
Sozialversicherungsnummern (Typ
„Stammdatenpflege“) oder die
Höhe des abzuführenden Beitrags
(Typ „Verarbeitungsinput“) zurück-
gemeldet. Dadurch erfolgt die
Stammdatenpflege bei den Arbeit-
gebern unter Einbezug der Verar-
beitungsergebnisse der Sozialver-
sicherungsträger. Auch kann die

Abb. 1: Das Ende der Einbahnstraßen in Meldeverfahren – die Zukunft gehört dem Verbund.
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Höhe des abzuführenden Beitrags
mit deren Hilfe ermittelt und in
einem zweiten Schritt abgeführt
werden. Der einfache Meldepro-
zess wird dadurch in einen aus
mehreren Schritten bestehenden
Verarbeitungsverbund überführt –
eine „Prozesskette“, die automa-
tisch und ohne manuelle Eingrif-
fe ablaufen sollte. Dies stellt eine
völlig neue Dimension dar. Die Zeit
für die Umsetzung drängt, denn
noch vor 2011 muss es für alle
Teilnehmer verbesserte Lösungen
geben.

Das „neue Niveau“:
der Verarbeitungsverbund

Damit wird eines klar: Der Moder-
nisierungs- und Automatisierungs-
prozess im Meldeverfahren nach
der DEÜV (Datenerfassungs- und
Übermittlungsverordnung) stellt
hohe Anforderungen an den fach-
lichen, aber auch an den techni-
schen Bereich. Beide müssen
zusammen wachsen, einen Still-
stand darf es weder auf der einen
noch auf der anderen Seite geben.
Der Automatisierungsprozess
muss sowohl die Seite der Sozial-
versicherungsträger als auch die
der Arbeitgeber umfassen. Nur so
kann ein für beide Seiten befrie-
digendes Ergebnis erzielt werden.
Entscheidend dafür ist die Quali-
tät des Datenübermittlungssys-
tems, welches  als Bindeglied fol-
gende Kriterien erfüllen muss:

• Verfahrenssicherheit: Es muss
garantiert sein, dass alle Daten
nachvollziehbar, rechtzeitig und
vollständig ausgetauscht werden.

• Automatisierung: Die Daten
werden automatisiert im Hin- und
Rückweg zwischen Prozessen aus-
getauscht, es sind keine manuel-
len Eingriffe erforderlich.

• Eignung für die Übermittlung
von Massendaten: Eine effiziente
Übertragung auch bei sehr großen
Datenvolumen ist zu gewährleis-
ten. Dies gilt natürlich auch im

Verfahren ELENA, bei dem der
Arbeitgeber monatlich Daten für
alle seine Beschäftigten melden
muss – dies ist für Arbeitgeber mit
Tausenden von Beschäftigten und
für Service-Rechenzentren, aber

auch für die annehmende Stelle
(Zentrale Speicherstelle ZSS) eine
große Herausforderung. Denn die
zu erwartenden monatlichen Da-
tenvolumen übersteigen alles bis-
her Dagewesene und können
allenfalls mit der Datenübermitt-
lung an die Finanzverwaltung bei
der Abgabe der Jahresendmeldung

von Lohnsteuerbescheinigungen
verglichen werden.

• Datenschutz und IT-Sicherheit:
Schützenswerte Daten müssen
vertraulich mit Verfahren übermit-

telt werden, die keine Angriffsflä-
chen bieten.

Die derzeit dafür definierten tech-
nischen Verfahren auf Basis von
E-Mail oder FTAM (File Transfer and
Access Management) halten diesen
Kriterien auf Dauer nicht Stand, sie
bedürfen einer Modernisierung.

Abb. 2: Meldeverfahren mit zwei Kommunikationsschritten am Beispiel der Übermittlung
der SV-Nummer ab 2009.

Abb. 3: Meldeverfahren mit drei Kommunikationsschritten am Beispiel obligatorischer Melde-
verfahren ab 2011.



16 AWV-Informationen 6/2008

Themenschwerpunkt

Ein Verfahren für alle Belange

Erforderlich ist ein ganzheitlicher
Ansatz, welcher alle Belange der
geplanten Rückmeldeverfahren
abdeckt, um Sicherheit und wirt-
schaftlichen Erfolg zu gewähr-
leisten. Dieses moderne Daten-
übermittlungsverfahren sollte so
angelegt sein, dass es für alle Teil-
nehmer eingesetzt werden kann,
egal ob kleines Unternehmen oder
Konzern, egal ob direkte Kommu-
nikation mit der annehmenden
Stelle oder Zwischenschaltung ei-
nes Service-Rechenzentrums. Die
Devise lautet: Ein Verfahren für
alle Konfigurationen statt einer
Vielzahl von Verfahren für unter-
schiedliche Topologien und Kon-
figurationen.

Revolution oder Evolution?

Eine Revolution in der Ausgestal-
tung der technischen Verfahren ist
weder erforderlich noch angemes-
sen. Auch müssen die bestehen-
den Meldeverfahren, wie z. B.
DEÜV und Beitragsnachweise,
jetzt nicht geändert werden. Ein
evolutionärer Ansatz ist das Ge-
bot der Stunde. Dessen Zielrich-
tung ist es, dass bei neuen Ver-
fahren parallel zu den auf der
Basis von E-Mail bestehenden Ver-
fahren die Gelegenheit einer tech-
nischen Modernisierung ergriffen
wird. Derartige technische Moder-
nisierungen sollten natürlich nur
mit Bedacht und möglichst risi-
koarm eingeführt werden. Deshalb
wäre eine Erprobungsphase vor der
allgemeinen Freigabe mit einer be-
grenzten Anzahl von Teilnehmern
ein adäquates Vorgehen. Auf die-
se Weise können wertvolle Er-
gebnisse erzielt werden, die dazu
führen, dass nur ein technisch
ausgereiftes Verfahren zum Ein-
satz in der Breite kommt. Parallel
zur Erprobung können entspre-
chende planerische und vorberei-
tende Maßnahmen ergriffen wer-
den, welche die Einführung für die
Allgemeinheit geeignet absichern
können.

Bündelung der
Kräfte durch Kooperation

Stehen wir am Beginn von Über-
legungen, die erst noch angestellt
werden müssen, wie die zusätzli-
chen Anforderungen technisch
umgesetzt werden müssen? Nein,
es gibt bereits mehrere Vorberei-
tungsmaßnahmen, die jetzt gebün-
delt werden müssen, um die er-
wünschte Wirkung zu entfalten. So
gibt es für das Rückmeldeverfah-
ren Überlegungen und erste Tests
mit einem sog. Abrufserver der
GKV (gesetzliche Krankenversi-
cherung) unter Federführung der
ITSG (Informationstechnische Ser-
vicestelle der GKV). Auch wurde
im Arbeitskreis 2.1 der AWV (Ar-
beitsgemeinschaft für wirtschaft-
liche Verwaltung) der Standard

„eXTra“ (einheitliches, XML-ba-
siertes Transportverfahren) in einer
Gemeinschaftsaktion von Softwa-
rehäusern und Vertretern der
Finanzverwaltung, der Rentenver-
sicherung, der GKV und des Sta-
tistischen Bundesamtes entwi-
ckelt, der die genannten Kriterien
erfüllt, der beliebige Daten über-
tragen kann, der
für eine Massen-
datenverarbei-
tung geeignet ist,
der maßgeschnei-
dert werden kann,
der eine große
Bandbreite an To-
pologien unter-
stützt und der
Mittel für eine
schrittweise Ein-
führung technolo-
gischer Neuerun-
gen zur Verfügung
stellt (weitere Einzelheiten unter
www.eXTra-standard.de). Inzwi-
schen kann man auch auf erste
positive Erfahrungen beim Einsatz
mit eXTra zurückgreifen. Im Da-
tenaustauschverfahren zwischen
dem Bundesamt für Wehrverwal-
tung sowie dem Bundesamt für Zi-
vildienst mit der Rentenversiche-

rung ist eXTra seit ca. einem Jahr
im Einsatz (vgl. AWV-Informatio-
nen 1/2008, S. 14 f.).

Die nächsten konkreten
Schritte

Obwohl die ganzheitliche Prozess-
betrachtung und -gestaltung ein
zügiges Umdenken von der Daten-
übertragung hin zu einem Daten-
austauschverfahren bedeutet,
empfiehlt dieser Artikel die Nut-
zung eines evolutionären Ansat-
zes, um den neuen Herausforde-
rungen in angemessener Weise zu
begegnen. Mit eXTra und dem
Abrufserver stehen Verfahren bzw.
Ideen bereit, um „den Rückweg“
für die Meldedaten zu ermögli-
chen. Die Vereinheitlichung und
verfahrensgerechte Optimierung
von Datenaustauschverfahren wird
von der AWV schon seit Jahren
vorangetrieben. Die zuständigen
AWV-Arbeitsgremien werden die-
sen eingeschlagenen Weg konse-
quent fortführen, um das Ziel eines
leistungsfähigen Datenaustausch-
systems für Arbeitgebermeldeda-
ten unter Einsparung von Entwick-
lungskosten zu erreichen.
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